Strassenbahner Zürich. Mobilmachung 1914

Unterm 21. Juli 1915 hat der Stadtrat von Zürich einen Beschluss gefasst, der für diejenigen städtischen Arbeiter,  die nach Absolvierung des Provisoriums ins Definitivum gelangen sollen, eine wesentliche Erleichterung zur Erlangung des letzteren bedeutet und .der den in Frage kommenden Kollegen gewiss lebhafte Freude bereiten wird.  Dem Stadtrate darf für seine weitherzige  Auffassung bezüglich  der Erreichung des Definitivums volle Anerkennung gezollt werden.
Im Nachstehenden  sei  der Beschluss  in seinen wichtigsten Punkten wiedergegeben:
Am 6. Januar 1915 erliess der Stadtrat Sonderbestimmungen über die Beförderung solcher Arbeiter ins ständige Anstellungsverhältnis, die ordentlicherweise auf 1. Januar 1915 Anspruch auf Ernennung zu  ständigen Arbeitern gehabt hätten, jedoch wegen Einberufung zum Felddienste der in der Arbeitsordnung vorgeschriebenen Probezeit von wenigstens einem Jahre nicht genügen konnten. Die Bedingungen zur Ernennung für die bei der Strassenbahn in Frage kommenden Arbeiter wurden damals so gestellt,  dass die Anstellung bei allen auf 1. Juli 1915 erfolgen solle, sofern bis zu diesem Zeitpunkte eine Diensttätigkeit  bei der Strassenbahn von  wenigstens 10 Monaten vorhanden sei, dass der zu Befördernde unmittelbar vor der Ernennung 3 Monate im Dienste der Stadt gestanden haben müsse und die Prüfung erfolgreich bestanden habe.  Dazu kam noch, dass, wer im Jahre 1914 10 Monate Strassenbahndienst zu verzeichnen habe, die Anstellung rückwirkend auf 1. Januar 1915 erhalte und rückwirkende Geltung auf l. April 1915  habe bei denjenigen, die im Laufe von 1 ½ Jahren, also von Januar 1914 bis Juli 1915, 10 Monate Strassenhahndienst haben. Wir haben damals nach Bekanntwerden dieses Beschlusses sofort an kompetenter Stelle darauf aufmerksam gemacht, dass die in diesem Beschlüsse enthaltene Bestimmung,  ein zu Befördernder müsse unmittelbar 3 Monate vor dem Ernennungstermin im Dienste der Stadt stehen, nicht gut angängig sei, weil sonst die in diesem Zeitpunkte im Militärdienst stehenden Arbeiter gegenüber den andern im Nachteil wären, indem sie dieser Bedingung nicht genügen konnten und somit die Anstellung nicht erhalten würden. Auch der Forderung einer abzulegenden Prüfung hätten diese Leute nicht genügen können. Die Ungleichheiten in der Erteilung der Anstellung, die durch diesen Beschluss entstanden wären, beseitigt nun der Stadtratsbeschluss vom 21. Juli.  Grund zu diesem Beschluss war auch der Umstand, dass ein Teil der in Frage Kommenden die vorgeschriebene Zeit von 10 Monaten nicht erreichen konnte, weil sie während fast einem Jahre Militärdienst leisten mussten (Festungstruppen).  Die Anstellung hätte für diese Arbeiter bei Anwendung der Bestimmungen des Januarbeschlusses um ein weiteres Halbjahr hinausgeschoben werden müssen, was der Stadtrat als unbillig fand.
Auf den Antrag des Stellvertreters des Vorstandes des Bauwesens II (Stadtrat Emil Klöti) hat nun der Stadtrat beschlossen:
In teilweiser Abänderung des Beschlusses vom 6. Januar 1915 gelangen nun auch diejenigen Arbeiter, die während des Zeitraumes vom 1. Januar 1914 bis 1. Juli 1915 weniger als 10 Monate Strassenbahndienst zu verzeichnen haben und die zufolge Abwesenheit im Militärdienste unmittelbar vor  dem Ernennungstermin  nicht 3 Monate im Dienste der Stadt stehen können, die Anstellung, und zwar rückwirkend auf 1. April 1915. Die Beförderung mit Wirkung ab 1. Januar 1915 ist zulässig, wenn die dem 1. Januar vorangegangene  Diensttätigkeit von 3 Monaten zwar mangelt, aber am 1. Januar 1915 bereits eine Probezeit von 10 Monaten vorhanden war.
Die gleichen Bestimmungen dieses Beschlusses finden auch Anwendung bei denjenigen Arbeitern, die ordentlicherweise die Anstellung auf 1. Juli 1915 hätten erhalten sollen.  Auch hier werden lediglich 10 Monate Diensttätigkeit als Arbeiter der Klasse II bis zum 1. Juli verlangt; an einer Diensttätigkeit dreier unmittelbar der Ernennung vorangehender Monate wird nicht festgehalten. Wer diese 10 Monate (also in einem Jahre) nicht erreicht, erhält die Anstellung auf 1. Januar 1916, unbekümmert darum, ob die Dienstzeit dannzumal mehr oder weniger als 10 Monate ausmacht.
Diese letztgenannte Verfügung im Beschlüsse schafft nun allerdings eine Ungleichheit.  Haben die Arbeiter mit 10 oder weniger Monaten Diensttätigkeit in 1 ½ Jahren die Anstellung auf 1. Juli, jedoch rückwirkend auf 1. April 1915, erhalten,  so sollte logischerweise Arbeitern, welche aus dem gleichen Grunde, also weniger als 10 Monate Diensttätigkeit in einem Jahre, die Anstellung erst in 1 ½ Jahren erhalten, diese auch rückwirkend auf den 1. Oktober zuerkannt werden. Diese Ungleichheit sollte beseitigt werden, und wir werden nicht ermangeln, dies anzustreben.  Zu ergänzen ist noch, dass der Beschluss den Vermerk enthält, dass die angeführten Bestimmungen sinngemässe Anwendung finden bezüglich der Ernennung der Ablöser zu Reservisten. 
Es ist dringend zu wünschen, dass die gegenwärtig im Militärdienst weilenden Kollegen von ihren Angehörigen das Fachorgan zugeschickt erhalten, damit sie über die Anstellungsverhältnisse orientiert sind.
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